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JESUS IM MITTELPUNKT BEHALTEN – GERADE WEGEN CORONA 

Biblische Widerlegung des Thesenpapiers „Jesus im Mittelpunkt behalten – trotz Corona“ 

Mit dieser Stellungnahme wenden wir uns gegen das als biblischen Leitfaden und Argumentati-
onshilfe gedachte Thesenpapier „Jesus im Mittelpunkt behalten – trotz Corona“ von Michael Kotsch, 
Wilfried Plock, Matthias Swart, Marco Vedder u. a., welches in der aktuellen zweiten Fassung am 
25. November 2020 erschien, uns aber erst kürzlich zur Kenntnis gelangte. Da das Thesenpapier eine 
Vielzahl theologischer Mängel aufweist, befürchten wir, dass dadurch biblische Wahrheiten verdunkelt 
und so die Gewissen mancher Christen betrübt werden, und sehen es deshalb als unsere Pflicht, den 
gravierendsten theologischen Fehleinschätzungen des Thesenpapiers eine biblische Sichtweise entge-
genzusetzen. Zu den im Thesenpapier genannten Thesen stellen wir die folgenden Antithesen auf: 

1. Es ist die heilige Pflicht der Gemeinde, das Unrecht im Staat zu benennen, die Sünden der 
Regierenden bloßzustellen und sie zur Umkehr von ihren bösen Werken aufzurufen. 

2. Bestimmte staatlich verordnete Corona-Auflagen für die Gemeinden verstoßen gegen Got-
tes Gebote und verletzen die Gewissen vieler Christen, indem der Staat in unzulässiger 
Weise in den Herrschaftsbereich Christi über die Gemeinde eingreift. 

3. Alle Christen sind daher aufgerufen, Gott mehr zu gehorchen als Menschen und sich dem 
Unrecht in gottesfürchtiger Weise zu widersetzen1, auch wenn dies staatliche Verfolgung 
nach sich ziehen kann. 

Im Folgenden werden wir diese Antithesen biblisch belegen. 

I. Die heilige Pflicht der Gemeinde 

Zurecht weisen die Unterzeichner des Thesenpapiers darauf hin (Ziff. 2), dass es sich bei Ge-
meinde und Staat um zwei getrennte Herrschaftsbereiche Gottes handelt. Jedoch verkennen sie den Um-
fang und die Grenzen dieser Herrschaftsbereiche. So sind sie offenbar der Auffassung, dass sich die 
Gemeinde aus der Politik, also den Angelegenheiten des Staates, weitgehend herauszuhalten habe. In 
dem Thesenpapier heißt es dazu, dass Älteste „keine Parteipolitik betreiben“ sollten und dass ethisch 
falsche oder zweifelhafte Gesetze des Staates, die dem Christen aber die Möglichkeit lassen, richtig zu 
handeln, nicht bekämpft werden müssten; die Bibel erkläre es nirgendwo zu unserer Pflicht, die Regie-
rung zu kontrollieren oder Widerstand gegen fragwürdige Entscheidungen zu leisten. 

Dabei verkennen die Unterzeichner die heilige Pflicht der Gemeinde, das Wort Gottes allen Men-
schen zu verkündigen. Biblische Verkündigung bedeutet aber auch, Unrecht aufzuzeigen, von Sünde zu 
überführen und alle Menschen, auch die Regierenden, zur Umkehr von ihren bösen Werken und zum 
Gehorsam gegenüber Gottes Geboten aufzurufen. Als Christen dürfen wir nichts gemein haben mit den 
unfruchtbaren Werken der Finsternis, sondern müssen sie vielmehr bloßstellen (Eph 5,11). Die Waffe 
für diesen Kampf gegen Finsternis und Bosheit, das ist Gottes Wort, (Eph 6,17) hat der HERR Seiner 
Gemeinde nicht umsonst verliehen. 

Von je her haben diejenigen, die das Wort Gottes verkündigten, diese heilige Pflicht erfüllt: Der 
Prophet Nathan konfrontierte König David wegen seines Ehebruchs mit Batseba und des Mordes an 
Uria; der Prophet Elia konfrontierte König Ahab wegen seines Götzendienstes und der Konfiszierung 

                                                           
1 Mit widersetzen, Widerstand usw. meinen wir in dieser gesamten Stellungnahme stets Widerstand im biblischen 
Sinn, d. h. gewaltfrei durch Gebet, Predigt, Petitionen und Bußaufrufe an Politiker, Beschreitung des Rechtswegs 
oder friedlichen zivilen Ungehorsam. 
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des Weinbergs des Nabot, und der Prophet Johannes der Täufer konfrontierte König Herodes nicht nur 
wegen dessen gesetzeswidriger Ehe, sondern wegen alles Bösen, das er getan hatte, um nur einige Bei-
spiele zu nennen. Dem Propheten Jesaja gebietet der HERR: „Rufe aus voller Kehle, halte nicht zurück! 
Erhebe deine Stimme wie ein Horn und verkünde meinem Volk sein Vergehen und dem Haus Jakob 
seine Sünden!“ (Jes 58,1). Auch heidnischen Nationen und Königen verkündigten die Propheten Gericht 
über ihre bösen Werke. So forderte Daniel den König Nebukadnezar auf: „Darum, König, lass dir mei-
nen Rat gefallen und brich mit deinen Sünden durch Gerechtigkeit und mit deinen Vergehen durch 
Barmherzigkeit gegen Elende, wenn dein Wohlergehen von Dauer sein soll!“ (Dan 4,24). 

Heute ist es die Aufgabe der Gemeinde, hinzugehen und alle Nationen zu Jüngern zu machen, sie 
zu taufen und sie zu lehren, alles zu bewahren, was Christus uns geboten hat (Mt 28,19.20). Dazu gehört 
auch, den Menschen zu gebieten, dass sie alle überall Buße tun sollen (Apg 17,30). Dies schließt auch 
die Regierenden mit ein. So verkündigte der Apostel Paulus dem Statthalter Felix auch Gerechtigkeit, 
Enthaltsamkeit und das kommende Gericht (Apg 24,24.25). 

Wenn der Apostel Paulus schreibt, dass der Staat eine Dienerin Gottes ist, die den, der Gutes tut, 
loben und den, der Böses tut, strafen soll, um damit Gottes Zorn auszuführen (Röm 13,3-6), dann ist es 
unerlässlich, auch den Staatsdienern zu verkündigen, was Gott, ihr Herr, dem sie dienen sollen, von 
ihnen erwartet und was in Seinen Augen gut und zu loben oder böse und zu strafen ist. Wer sollte aber 
den Regierenden den Willen Gottes in Bezug auf ihre Amtsausübung kundtun, wenn nicht die Ge-
meinde, der das Wort Gottes anvertraut ist, die Säule und Fundament der Wahrheit ist (1Tim 3,15)? 
Zudem haben wir das Gebot, die Regierenden zu ehren. Ist es etwa Ehrerbietung, wenn wir die Regie-
renden ins Verderben laufen lassen, ohne sie davor zu warnen, dass sie sich durch ihre treulose Amts-
führung den Zorn Gottes aufhäufen? 

Daher ist es der Gemeinde nicht nur erlaubt, sondern es ist ihre heilige Pflicht, Unrecht und Bos-
heit vonseiten der Regierenden als Sünde bloßzustellen und sie – mit der nötigen Ehrerbietung 
(Apg 23,3-5) – zur Umkehr aufzurufen, wenn sie ihrer Aufgabe als Gottes Dienerin nicht gerecht wer-
den, sondern sich gegen Gott auflehnen, indem sie etwa – um ein Beispiel des Thesenpapiers aufzugrei-
fen – die sogenannte „Ehe“ für alle beschließen. Hierzu darf die Gemeinde nicht schweigen! 

Die Ansicht der Unterzeichner, ethisch falsche oder zweifelhafte Gesetze, die dem Christen aber 
die Möglichkeit lassen, richtig zu handeln, müssten nicht bekämpft werden, wirkt auf uns zudem naiv. 
Die Unterzeichner nennen doch selbst das Beispiel der „Ehe“ für alle. Erkennen sie denn nicht, welcher 
Geist hinter so einem Gesetz steht, und dass dieser sich nicht mit der „Ehe“ für alle begnügt? Haben sie 
nicht gehört, wozu diese Entwicklungen in anderen Ländern bereits geführt haben, wenn dort unsere 
Brüder und Schwestern strafrechtlich verfolgt werden, bspw., weil sich ein christlicher Bäcker weigert, 
einen Kuchen für eine solche „Hochzeit“ zu backen, oder sich eine christliche Standesbeamtin weigert, 
Trauscheine für solche „Ehen“ auszustellen? Viele weitere Beispiele ließen sich aufführen. 

Gegen Unrecht die Stimme zu erheben, hat daher nichts mit Parteiwerbung zu tun, sondern mit 
Gottesfurcht und Nächstenliebe. Heißt es nicht: Wehret den Anfängen? Letztlich müssen wir uns die 
Frage stellen, ob die derzeitigen Umstände und die überhandnehmende Gesetzlosigkeit in der Politik 
nicht auch deshalb über uns kommen, weil die Gemeinden zu lange zu der Gottlosigkeit und den Gräueln 
des Staates geschwiegen haben. 

II. Das gegenwärtige Unrecht 

Der Grund, weshalb die Unterzeichner des Thesenpapiers dazu aufrufen, sich dem gegenwärtigen 
Unrecht nicht zu widersetzen, liegt darin, dass sie das Unrecht nicht oder jedenfalls nicht in seinem 
vollen Ausmaß erkennen. Die Unterzeichner sind nämlich der Auffassung, dass bestimmte staatliche 
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Corona-Auflagen für die Gemeinden von diesen zu beachten seien, und begründen dies auf zwei Wei-
sen: Zum einen falle der Erlass solcher Maßnahmen in den Herrschaftsbereich des Staates, zum anderen 
stünden die Maßnahmen Gottes Geboten nicht entgegen. Beide Begründungen sind fehlerhaft. 

Die Unterzeichner behaupten zum einen (Ziff. 3), dass die alleinige Grenze für den Gehorsam 
gegenüber der Regierung der „direkte Konflikt“ mit einer „klaren Forderung“ des Wortes Gottes sei. 
Beim Widerstand gegen den Staat gehe es „primär um unveräußerliche Glaubensinhalte“. Die Unter-
zeichner kommen daher zu dem Ergebnis, dass es sich bei den Corona-Auflagen für die Gemeinden 
(z. B. Maske, Abstand, Teilnehmerzahlen) um untergeordnete Fragen handele; solche „zeitlich begrenz-
ten Verordnungen zu äußeren Bedingungen und Formen der Gemeindeveranstaltungen“ verstießen nicht 
grundsätzlich gegen biblische Gebote. Auch wenn es sich um ein Thesenpapier handelt, ist es doch sehr 
verwunderlich, dass die Unterzeichner nicht einmal ansatzweise versuchen, diese alles entscheidende 
These biblisch zu belegen. 

Leider bleibt unklar, was genau die Unterzeichner mit den vielen vagen Begriffen, die sich jeden-
falls nicht in der Bibel finden, meinen. Darf man etwa „indirekt“ gegen Gottes Wort verstoßen? Welche 
Forderungen des Wortes Gottes sind „unklar“ und müssen deshalb nicht befolgt werden? Und welche 
Glaubensinhalte betrachten die Unterzeichner als „veräußerlich“? Wir möchten jedenfalls festhalten, 
dass es für uns keine veräußerlichen Glaubensinhalte gibt, und würden erwarten, dass jeder bibeltreue 
Christ dem zustimmt. 

Uns ist auch unverständlich, wie man die geistliche Dimension der Maßnahmen nicht erkennen 
und sie als bloße Äußerlichkeiten abtun kann. Sehen die Unterzeichner denn nicht, dass die großen 
Gewissensnöte vieler gottesfürchtiger Christen und die „erheblichen Spannungen in den Gemeinden“ 
eben nicht einfach durch „zeitlich begrenzte“ (teilweise bereits ein Jahr andauernde!) Eingriffe in die 
„äußeren Bedingungen und Formen der Gemeindeveranstaltungen“ verursacht werden? Diese Gewis-
sensnöte entstehen vielmehr dadurch, dass die Maßnahmen sehr wohl in Konflikt zu Gottes Geboten 
stehen. Dass die Unterzeichner dies nicht erkennen, liegt an ihrer Fehleinschätzung, es handele sich 
nicht um einen Konflikt mit einer „klaren Forderung“ des Wortes Gottes. Was sie wohl tatsächlich hier-
mit meinen, ist ein Verstoß gegen ein „ausdrückliches“ Gebot. Sofern die Schrift also nicht das explizite 
Gebot enthalte „Du sollst am Sonntag persönlich vor Ort mit der ganzen versammelten Gemeinde Got-
tesdienst feiern, ohne Maske und ohne Abstand“, bestehe keine „klare Forderung“ des Wortes Gottes. 

Eine solche Herangehensweise an das Wort Gottes ist unverständig. Denn nicht nur explizite, 
sondern auch implizite Forderungen des Wortes Gottes sind für Christen bindend. Lehrt uns dies nicht 
unser Herr selbst, wenn er erläutert, dass das explizite Gebot „Du sollst nicht töten“ auch das implizite 
Gebot beinhaltet „Du sollst deinem Bruder nicht zürnen“ (Mt 5,21.22) oder das explizite Gebot „Du 
sollst nicht ehebrechen“ auch das implizite Gebot „Du sollst eine Frau nicht ansehen, sie zu begehren“ 
(Mt 5,27.28)? 

Die Auffassung der Unterzeichner, Begrenzungen der Teilnehmerzahl verstießen nicht gegen bib-
lische Gebote, offenbart ein mangelhaftes Verständnis von Gemeinde. Die Gemeinde ist der Leib 
Christi, und jedes Mitglied der Gemeinde ist ein Glied an diesem Leib. Die Versammlung zum Gottes-
dienst ist die Versammlung des ganzen Leibes, nicht nur einiger Körperteile. Die Schrift enthält aus-
drückliche Gebote, die Zusammenkommen nicht zu versäumen (Hebr 10,25). (Ein Livestream ist kein 
Zusammenkommen und keine Versammlung.) Es ist kaum abzuschätzen, welche geistlichen Schäden 
Gemeinden bereits erlitten haben und noch erleiden werden, die sich mittlerweile seit einem Jahr nicht 
mehr als ganze Gemeinde versammeln und auch nicht mehr gemeinsam das Herrenmahl feiern, das doch 
zur Stärkung des ganzen Leibes Christi dienen soll. 

Zudem beeinträchtigen Teilnehmerzahlbegrenzungen die Verkündigung des Wortes. Denn es ist 
nicht nur eine Beeinträchtigung, wenn der Inhalt der Verkündigung eingeschränkt wird, sondern auch 
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wenn die Anzahl der möglichen Hörer eingeschränkt wird. Und sind Teilnehmerzahlbegrenzungen nicht 
eine Lieblosigkeit gegenüber denen, für die kein Platz mehr ist und die daher zuhause bleiben müssen? 
Wie kann der Staat sich anmaßen, zu bestimmen, wie viele Menschen sich versammeln dürfen, um Gott, 
den Schöpfer des Himmels und der Erde, anzubeten? Ist dies wirklich eine „untergeordnete“ Frage? 

Keine untergeordnete Frage ist dies jedenfalls für James Coates, Pastor der GraceLife Church in 
Edmonton, Kanada. Pastor Coates hat verstanden, dass die geltenden Teilnehmerzahlbegrenzungen sehr 
wohl gegen Gottes Gebote verstoßen, und hielt trotz Drohungen der Behörden Gottesdienste mit der 
ganzen Gemeinde. Für seine mutige Treue zum Herrn sitzt der Familienvater nun im Gefängnis. Als der 
Satan ihn dort versuchte und man ihm anbot, er könne sofort freikommen, wenn er nur verspreche, sich 
an die Corona-Auflagen zu halten, lehnte er ab. Seine Frau hat verstanden, dass ihr Mann dies aus Liebe 
zu seinem Herrn tut, und kommentierte die Entscheidung ihres Mannes, im Gefängnis zu bleiben, mit 
den Worten: „Dafür liebe ich ihn.“ Der HERR belohne unseren Bruder James Coates und seine Familie! 
Wenn die Unterzeichner des Thesenpapiers konsequent sind, müssen sie vertreten, dass der Staat zurecht 
gegen Pastor Coates vorgehe, weil er schuldig sei, sich in sündhafter Weise dem Staat widersetzt zu 
haben, obwohl dessen Maßnahmen nicht gegen biblische Gebote verstießen. Wollen die Unterzeichner 
diesen Weg wirklich gehen? 

Erstaunlich ist, dass die Unterzeichner nicht auf das staatliche Verbot von Gemeindegesang ein-
gehen, welches auch zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Thesenpapiers in einigen Bundesländern 
bereits seit mehr als einem halben Jahr galt. Passt dieses Verbot etwa nicht zur Stoßrichtung des The-
senpapiers, weil hier offensichtlich nicht geleugnet werden kann, dass die Schrift voll ist von „klaren“ 
Forderungen betreffend das Singen (vgl. nur Ps 47,7)? Wäre nach Sicht der Unterzeichner hier Wider-
stand geboten? Denn welche Autorität hat der Staat, dem HERRN Seinen Ruhm in Seinen Lobgesängen 
zu verwehren? Das Singen gehört zum unverzichtbaren Bestandteil der biblischen Anbetung. 

Aber auch die Maskenpflicht und die Abstandsregeln für den Gottesdienst können die Gewissen 
der Christen verletzen. Denn sind wir nicht aufgefordert, einander Bruderliebe auszudrücken und einan-
der zu grüßen mit heiligem Kuss (Röm 16,16; 1Kor 16,20; 2Kor 13,12; 1Thess 5,26; 1Petr 5,14)? 
Selbstverständlich kann man eine Zeit lang Abstand halten, wenn man krank ist, um niemanden anzu-
stecken. Aber staatlich verordnete maskierte Distanz über Monate und womöglich Jahre hinweg? Es ist 
uns ein Rätsel, wie man nicht erkennen kann, dass dies beträchtlichen geistlichen und seelischen Scha-
den nach sich zieht. Die Unterzeichner schreiben doch selbst, dass sie mit großen seelsorgerlichen Auf-
gaben konfrontiert sind. Wir können dies gut nachvollziehen, denn wir haben mit denen geweint, die 
unter der Einsamkeit und Entfremdung leiden oder die verzweifeln, weil ihre Gemeinde sich seit einem 
Jahr nur mit Abstand und Maske versammelt oder gar nicht mehr. Verstößt dies nicht gegen das Gebot, 
einander zu lieben und sich herzlich einander zu erbarmen? 

Und was, wenn jemandes Gewissen verletzt ist, wenn er seinem Gott und seinen Geschwistern 
monate- und vielleicht jahrelang nur maskiert begegnen soll – eigentlich etwas, was in uns naturgemäß 
Misstrauen, Unbehagen und Ängste auslöst? Was, wenn er es als lieblos erachtet, seinen Geschwistern 
durch Abstand und Maske den Eindruck zu vermitteln, er hielte sie für eine Gefahr für Leib und Leben, 
vor der er sich schützen müsse? Was, wenn seine Gottesfurcht es ihm verbietet, seinen Herrn mit ver-
decktem Gesicht anzubeten? Sind dies keine nachvollziehbaren Gründe, weshalb ein Christ durch sein 
Gewissen gezwungen sein kann, sich diesen Maßnahmen zu widersetzen? Wäre es ihm nicht Sünde, 
wenn er sich gleichwohl an diese Maßnahmen hielte? Daher ist es Unrecht, wenn Pastoren die Einhal-
tung solcher Menschengebote zur Bedingung für die Teilnahme an der gottesdienstlichen Anbetung 
machen und dadurch über die Gewissen ihrer Schafe herrschen. 

Die Unterzeichner behaupten zum anderen (Ziff. 2), dass die staatlichen Ordnungen auch für die 
Gemeinde gelten und der Herrschaftsbereich des Staates erst dort ende, wo es um die Auslegung der 
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Bibel oder die geistlichen und ethischen Bereiche des Gemeindelebens gehe; in allen „äußeren“ Aspek-
ten müssten sich die Gemeinden staatlichen Regeln beugen; das Thesenpapier nennt einige Beispiele 
hierfür (Bau, Arbeitsrecht, Sicherheit, Finanzrecht, Strafrecht). 

Wie bereits oben dargelegt, ist es für uns nicht nachvollziehbar, wie die Unterzeichner die geist-
liche und ethische Dimension der Corona-Auflagen nicht erkennen und der Auffassung sein können, es 
handele sich bei diesen schlicht um äußere Aspekte, vergleichbar etwa dem Baurecht. Uns ist jedenfalls 
nicht bekannt, dass Christen jemals wegen staatlicher Vorgaben zur Errichtung eines Notausgangs oder 
Aufhängen eines Feuerlöschers in Gewissenskonflikte gerieten. Der Grund hierfür ist, dass die im The-
senpapier richtigerweise genannten Beispiele gerade nicht unmittelbar die Umstände des Gottesdienstes 
betreffen, denn in solchen Dingen hat der Staat keine gottverliehene Autorität. Anderenfalls könnte der 
Staat viel zu leicht die Ausübung des Glaubens behindern, indem er bspw. die Teilnehmerzahl für Got-
tesdienste dauerhaft auf zehn Personen beschränkt. Dann handelte der Staat aber nicht innerhalb seines 
Herrschaftsbereichs, sondern als Tyrann. Dem gilt es zu wehren! 

Wenn der Staat erst einmal in den Herrschaftsbereich der Gemeinde eingedrungen ist, wie wollen 
wir wissen, ob er seinen Herrschaftsbereich nicht Schritt für Schritt immer weiter ausdehnen und den 
Gemeinden immer mehr Vorgaben machen wird? Wir sind besorgt darüber, wie bereitwillig Gemeinden 
ihre Freiheiten aufgeben, für deren Erstreitung unsere Brüder und Schwestern in vergangenen Jahrhun-
derten gekämpft, gelitten und teilweise ihr Leben gelassen haben. Es ist gerade ein Ausdruck von Nächs-
tenliebe und Liebe zu unseren Kindern und Enkelkindern, dass wir eifersüchtig über die Freiheiten der 
Gemeinde und unseres Nächsten wachen. 

Besonders erstaunt es uns, dass einige Christen sogar meinen, dem Staat dankbar sein zu müssen, 
dass er überhaupt wieder Gottesdienste „erlaube“. In einem Leserkommentar zum Thesenpapier heißt 
es etwa: „Volle Zustimmung! Der Staat gönnt zudem der Kirche (…) auch in den aktuellen Maßnahmen 
viele Privilegien (…).“ Solche Aussagen offenbaren ein grundlegend falsches Verständnis von Staat, 
welches zwar so im Thesenpapier nicht ausdrücklich vertreten, aber dadurch doch gefördert wird. Nicht 
der Staat ist es, der es uns gnädigerweise unter vielen Einschränkungen gönnt, Gottesdienst zu feiern, 
sondern dies ist unser gottgegebenes Recht. Der Staat ist als Gottes Dienerin verpflichtet, die ungestörte 
Ausübung dieses Rechts zu gewährleisten. Wir sollten nicht dem Staat danken, dass er uns Gottesdienste 
„erlaubt“, sondern der Staat sollte sich fürchten, in die Anbetung Gottes einzugreifen. Unser Dank ge-
bührt allein Gott, dass er unseren Staat noch zurückhält, sodass dieser die Gemeinde nicht so verfolgen 
kann, wie es anderenorts geschieht. 

Nun könnte man aber einwenden, dass Christen bei gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben 
sehr wohl bestimmte Aspekte des Gottesdienstes modifizieren können, um sich und andere zu schützen. 
Die Corona-Maßnahmen müssen daher auch vor dem Hintergrund der tatsächlichen epidemiologischen 
Situation bewertet, und es muss die Frage beantwortet werden, ob derzeit ein Gottesdienstbesuch ohne 
Gesangsverbot, Teilnehmerzahlbegrenzung, Abstand und Maske eine konkrete und gegenwärtige Ge-
fahr für Leib und Leben der Gottesdienstbesucher darstellt. 

Die Unterzeichner behaupten diesbezüglich (Ziff. 5), die Lage sei unübersichtlich. Daher dürften 
Christen entscheiden, welchen Medizinern oder Politikern sie Vertrauen schenken, und sollten eine Hal-
tung der Demut und Korrekturbereitschaft an den Tag legen; missionarischer Eifer sei hier unange-
bracht. 

Wir glauben nicht, dass durch diese Einschätzung die Wahrheit geehrt wird. Von einer Unüber-
sichtlichkeit der Lage konnte man vielleicht in den ersten Wochen sprechen. Wir verstehen auch, wenn 
die Lage auf einzelne Christen unübersichtlich wirken mag, gerade wenn man sich dem Einfluss gewis-
ser Medien oder gottloser Mitmenschen aussetzt und in der Gemeinde keinen Gegenpol hierzu findet. 
Aber von einer objektiven Unübersichtlichkeit der Lage kann schon lange keine Rede mehr sein. Es ist 
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die Aufgabe der Pastoren, sich umfassend zu informieren und auf Grundlage der erlangten Erkenntnisse 
die Lage zu beurteilen, um ihre Schafe recht zu führen. Unwissenheit ist keine tugendhafte Demut, son-
dern Torheit. 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Thesenpapiers lagen zahlreiche wissenschaftliche Stu-
dien, Zahlen und Fakten aus aller Welt vor, die eine sehr realistische Einschätzung sowohl der Gefähr-
lichkeit des Coronavirus’ als auch der Wirksamkeit und Angemessenheit der staatlichen Maßnahmen 
ermöglichten. Unabhängig davon aber, wie man die Lage einschätzt, muss bei Entscheidungen über 
Maßnahmen, insbesondere solchen in Bezug auf den Gottesdienst, stets eine Abwägung erfolgen zwi-
schen den Risiken für Leib und Leben und den Risiken für Geist und Seele. Zu einer solchen Abwägung 
ist der Staat aber nicht qualifiziert, da er die geistlichen Belange nicht verstehen und beurteilen kann, 
und dies desto weniger je gottloser der Staat wird. Die Pastoren müssen sich vergegenwärtigen, dass sie 
über die Seelen ihrer Schafe wachen sollen als solche, die Rechenschaft geben werden (Hebr 13,17). 

Unverständlich ist für uns in diesem Zusammenhang die Aussage des Thesenpapiers, dass Chris-
ten entscheiden dürften, welchen Politikern sie „Vertrauen schenken“. Sollten Christen gottlosen Poli-
tikern wirklich vertrauen und nicht vielmehr deren Aussagen kritisch prüfen, ob sie auch der Wahrheit 
entsprechen, insbesondere wenn es um Fragen von so großer ethischer und geistlicher Tragweite geht? 
Haben die Unterzeichner nicht verstanden, dass das Denken und Handeln eines jeden Menschen geprägt 
ist von geistlichen Einflüssen, entweder vom Geist der Wahrheit oder vom Geist des Irrtums (1Joh 4,6)? 
Dass man entweder mit Christus ist oder gegen ihn (Mt 12,30; Lk 11,23)? Dass es in dieser Welt nur 
zwei Arten von Menschen gibt: Gläubige und Ungläubige (2Kor 6,15), Licht und Finsternis (2Kor 6,14), 
die Kinder Gottes und die Kinder des Teufels (1Joh 3,10)? 

Haben die Unterzeichner nicht gelesen, wie unser Herr spricht, dass die Kinder des Teufels die 
Begierden ihres Vaters tun wollen, der ein Menschenmörder und der Vater der Lüge ist (Joh 8,44)? 
Trifft das nicht auf Politiker zu, welche die Tötung von jährlich 100.000 ungeboren Kindern in unserem 
Land für Recht erklären und als „reproduktive Gesundheit/Gerechtigkeit“ bezeichnen und die Wahrheit 
über die Natur von Ehe, Familie, Geschlecht, Sexualität, ja, die ihren Schöpfer selbst verleugnen? 

Gott hat dem Staat die Aufgabe verliehen, als Seine Dienerin den, der Gutes tut, zu loben, und 
den, der Böses tut, zu strafen (Röm 13,3-6). Ist es nicht offenkundig, dass der Staat diese Aufgabe immer 
weniger erfüllt und sich diese Entwicklung gerade in den letzten Monaten drastisch beschleunigt hat? 
Dass der Staat immer mehr das Böse gut nennt und das Gute böse (Jes 5,20)? So wurde am selben Tag, 
an dem die aktuelle Fassung des Thesenpapiers erschien, am 25. November 2020, unser Bruder Pastor 
Olaf Latzel vom Staat wegen Volksverhetzung verurteilt, weil er biblische Wahrheiten verkündigt hatte. 
Ist die Rebellion unseres Staates und seiner Staatsdiener gegen Gottes Wahrheit nicht offensichtlich? 

Zeigt sich nicht auch in der gegenwärtigen Krise, dass die Regierenden sich nicht scheuen, Maß-
nahmen zu beschließen, die offenkundig böse sind, wenn sie uns sogar solche Rechte nehmen, die allen 
Menschen von Natur aus als im Bilde Gottes geschaffenen Kreaturen zukommen? Wenn sie etwa un-
zähligen Menschen über Monate hinweg verbieten, ihrer Arbeit nachzugehen, obwohl Gott gebietet, 
dass der Mensch arbeiten und seine Familie versorgen soll? Wenn Menschen bestraft werden, weil sie 
Familienmitglieder besuchen und in den Arm nehmen, ihre Hochzeit feiern oder von einem geliebten 
Menschen bei seiner Beerdigung Abschied nehmen? Wenn ein Vater nicht bei der Geburt seines Kindes 
dabei sein oder eine Tochter nicht die Hand ihrer sterbenden Mutter halten darf? Viele weitere Beispiele 
ließen sich nennen. Gerade wenn Politiker behaupten, dies alles sei zu unserem Schutz notwendig, soll-
ten wir an die Worte unseres Herrn denken: „Die Könige der Nationen herrschen über sie, und die Ge-
walt über sie üben, lassen sich Wohltäter nennen.“ (Lk 22,25). 

Uns wundert daher, dass einige der Initiatoren des Thesenpapiers weniger den Staat kritisieren 
als vielmehr treue Brüder im Herrn und dabei eben jenen „missionarischen Eifer“ an den Tag legen, vor 

https://www.bibleserver.com/ELB/2.Korinther6%2C14
https://www.bibleserver.com/ELB/2.Korinther6%2C14
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dem sie in dem Thesenpapier doch gerade warnen. So haben sie es als ihre Aufgabe gesehen, John 
MacArthur, Pastor der Grace Community Church in Los Angeles, USA, für dessen wohl überlegte Ent-
scheidung, entgegen den Verordnungen des Staates Kalifornien und unter Androhung von Gefängnis 
wieder Gottesdienste mit der gesamten Gemeinde zu feiern, widerholt öffentlich zu tadeln und ihm teil-
weise böse Motive zu unterstellen. Namentlich Mitinitiator Michael Kotsch unterstellte John MacArthur 
unlautere Beweggründe, indem er in einem Video auf seinem YouTube-Kanal behauptete, John 
MacArthur ginge es „möglicherweise (…) weit weniger um die Anordnungen Jesu, als um das Ge-
schäftsmodell der Grace Community Church“, und hinzufügte, dass John MacArthur auch schon in der 
Vergangenheit „deutliche biblische Aussagen uminterpretiert“ habe, „weil sie nicht zu den Interessen 
seiner Gemeindearbeit passten“.2 Da wir nicht davon ausgehen, dass Herr Kotsch die Gabe besitzt, die 
Gedanken und Gesinnungen des Herzens von John MacArthur zu ergründen, weisen wir ihn für diese 
öffentlich begangene Sünde der üblen Nachrede hiermit auch öffentlich zurecht: „Wer bist du, der du 
den Hausknecht eines anderen richtest?“ (Röm 14,4). 

Zuletzt: Wie sollen wir nun mit den ängstlichen Geschwistern umgehen, denen man laut dem 
Thesenpapier (Ziff. 6) in der Corona-Zeit ganz besonders entgegenkommen solle? Sollte man aus Liebe 
und Rücksicht auf solche die Maßnahmen vielleicht doch einhalten? 

Die Unterzeichner schreiben selbst (Ziff. 1), dass Menschen letztlich nicht an einer Krankheit 
oder einem Unfall sterben, sondern am Willen bzw. an der Zulassung Gottes. Die Bibel lehrt uns sogar, 
dass der HERR von Anfang an bestimmt hat, an welchem Tag wir sterben werden (Ps 139,16). Und 
unser Herr stellt die rhetorische Frage: „Wer aber unter euch kann mit Sorgen seiner Lebenslänge eine 
Elle zusetzen?“ (Mt 6,27; Lk 12,25). Ermahnt unser Herr uns nicht immer wieder, uns nicht zu fürchten, 
auch nicht vor dem Tod? Ist Sterben nicht unser Gewinn, und sollten wir nicht Lust haben, abzuscheiden 
und bei Christus zu sein (Phil 1,21.23)? Hat Christus uns nicht alle befreit, die wir durch Todesfurcht 
das ganze Leben hindurch der Knechtschaft unterworfen waren (Hebr 2,15)? 

Selbstverständlich kann ein Christ Angst vor Krankheit oder Tod haben, und wir sollen den Herrn, 
unseren Gott, nicht leichtsinnig versuchen. Aber wir dürfen nicht in einem Zustand stetiger Furcht leben 
und aus Sorge um unser Leben das Wohlergehen unserer Seele vernachlässigen. Wie kommen wir also 
ängstlichen Geschwistern in rechter Weise entgegen? Wie lieben wir sie als Brüder? Indem wir sie in 
ihrer Angst, die letztlich Ausdruck ihres Kleinglaubens ist, belassen und sie darin bestätigen? Oder in-
dem wir ihnen helfen, ihre Angst durch die Wahrheit und den Glauben zu überwinden? 

III. Der Aufruf zur Treue 

Die Unterzeichner sollten sich prüfen, ob ihre theologische Weltsicht tatsächlich allein von der 
Bibel bestimmt ist oder nicht eher von weltlichem, säkularem Denken und Pragmatismus, damit sie 
nicht die Verfolgung durch den Staat auf sich ziehen. Aber schreibt nicht der Apostel Paulus: „Alle aber 
auch, die gottesfürchtig leben wollen in Christus Jesus, werden verfolgt werden?“ (2Tim 3,12). Wenn 
wir uns dem Staat stets unterordnen und einen Kompromiss nach dem anderen eingehen, werden wir 
wohl der Verfolgung entgehen, aber unser Zeugnis für Christus Jesus wird leiden. Insbesondere ermah-
nen wir diejenigen, die sich in ungebührlicher Weise über solche Christen erheben, die durch Gottes 
Wort und ihr Gewissen überführt sind, sich dem Staat widersetzen zu müssen, und dafür Verfolgung 
leiden. Wir stellen hiermit klar, dass wir diesbezüglich fest an der Seite unserer geliebten Brüder John 
MacArthur und James Coates stehen und all derer, die wegen ihrer Gottesfurcht verfolgt werden. Wir 
ermahnen die Unterzeichner eindringlich, sich gut zu überlegen, auf welcher Seite sie stehen wollen. 

Wir ermutigen alle Christen, sich nicht einfangen zu lassen von dem Wahn, welcher die ganze 
Welt ergriffen hat und die Menschen in steter Todesfurcht knechtet, sondern mutig ihre Hoffnung auf 

                                                           
2 https://www.youtube.com/watch?v=-FefSVNgIpg&t=438s; zuletzt abgerufen am 9.3.2021. 
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Christus zu setzen, der das Leben ist. Lasst uns ein Zeugnis sein in dieser dunklen Zeit, indem wir die 
Wahrheit lieben und uns in herzlicher Bruderliebe begegnen! Lasst uns unser ganzes Denken reformie-
ren durch das Wort Gottes, damit wir eine biblische Weltsicht erlangen, indem wir jeden Gedanken 
gefangen nehmen unter den Gehorsam Christi (2Kor 10,5)! „Und seid nicht gleichförmig dieser Welt, 
sondern werdet verwandelt durch die Erneuerung des Sinnes, dass ihr prüft, was der Wille Gottes ist: 
das Gute und Wohlgefällige und Vollkommene.“ (Röm 12,2). Lasst uns beten für die, welche Bedräng-
nis oder Verfolgung leiden um des Wortes willen, damit sie ausharren bis ans Ende! Jeder Christ schaue, 
wie er solchen beistehen kann durch Briefe, Spenden oder Schreiben an die zuständigen Politiker! 

Schließlich fordern wir alle Pastoren auf, ihre heilige Pflicht zu erfüllen und mutig gegen das 
Unrecht und die Sünden der Regierenden zu predigen und diese auch mündlich oder schriftlich respekt-
voll zur Umkehr aufzufordern! Wir ermahnen die Pastoren und die Gemeinden, nicht länger Gott die 
Ehre vorzuenthalten und die Gewissen der Christen durch Menschengebote zu beschweren, sondern 
wieder Gottesdienste zu feiern, und zwar so, wie Gott es gebietet: mit der versammelten Gemeinde, in 
biblisch gebotener brüderlicher Begegnung und mit freudigem Lobgesang zur Ehre des HERRN! 

Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, aber gebt auch Gott, was Gottes ist! Und wenn der Kaiser 
uns deswegen verfolgt, so wollen wir es mit Freuden leiden. Seid ermutigt, Brüder und Schwestern, 
unserem Herrn treu nachzufolgen in diesen letzten Zeiten, wie Er spricht: „Fürchte dich nicht vor dem, 
was du leiden wirst! Siehe, der Teufel wird einige von euch ins Gefängnis werfen, damit ihr geprüft 
werdet, und ihr werdet Bedrängnis haben zehn Tage. Sei treu bis zum Tod! Und ich werde dir den 
Siegeskranz des Lebens geben.“ (Offb 2,10). Um mit den Worten des Thesenpapiers zu schließen: Es 
steht zu viel auf dem Spiel. 

DEM SELIGEN UND ALLEINIGEN MACHTHABER, DEM KÖNIG DER KÖNIGE UND 
HERRN DER HERREN, SEI EHRE UND EWIGE MACHT! AMEN. 

IM NAMEN DER EVANGELISCH-REFORMIERTEN BAPTISTENGEMEINDE FRANKFURT – DIE PASTOREN: 

TOBIAS RIEMENSCHNEIDER PETER SCHILD 

 

Dieses Dokument wurde erstmalig am 9.3.2021 auf www.erb-frankfurt.de veröffentlicht und darf in un-
veränderter Form digital und schriftlich weiterverbreitet werden. 
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